
Bundessozialgericht

- 9 RV45/80 -
Verkündet am
6. Oktober 1981
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in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: ........;............

g e g e n

Beklagter und Revisionsbeklagter

„Das Bundessozialgericht, 9„ Senat‚-hat auf die

‚mündliche Verhandlung vom 6. Oktober 1981 in
Berlin

■ür Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegegg@as;Urteil des

Lendessozialgerichts Berlin vom 23. September;

1980 wird zurückgewiesen.]

K95té■ sind nicht zu erstatten;-
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Der Kläger begehrt.eine angemessene Erhöhung der Pflege—

zulage als Kannleistung (5 35 Abs 1 letzter Satz Bundes-'

versorgungsgesetz —BVG-). * „ -

Bei dem Kläger sind ua der Verlust beider Augen, der
Verlust beider Unterarme sowie rechts hochgradige,

links mittelgradige kombinierte Mittelohr-Innenohr-

schwerhörigkeit als Schädigungsfclge.anerkannt. Er
bezieht Versorgungsrente eines Erwerbsunfähigen, ab

1. Januar 1979 Pflegezulage der Stufe VI (zuvor die

höchstmögliche Pflegezulage der Stufe V), Schwerst- '

beschädigtenzulage der Stufe VI, Pauschbetrag für Klei—

derverschleiß, Ausgleichsrente und Ehegattenzuschlag.

Der Kläger arbeitete bis 31. Mai 1978 als Angestellter in

der Kriegsbeschädigtenfürscrge des Bezirksamts Wi
.

Seine Ehefrau, die von 1937 bis 1943 versicherungspflich-

tig tätig war, übernahm nach seiner Entlassung aus der

amerikanischen Kriegsgefangenschaft im Oktober 19h5 die

alleinige Pflege. Sie brachte ihn täglich zur Dienst-

stelle, mußte an den Vormittagen, an denen sich.der '
'Kläger.allein an seinem Arbeitsplatz aufhielt, ständig

erreichbar.sein‚ kam
......

des Mittags.2ur Verabreichung des

Essens wieder.in„die„Qiehststelle„und„las.ihm dort bis
zum Feierabend die notwendige Materie vor. Der Kläger

entrichtet.für seine Ehefrau seit Januar 1953 freiwillig
Rentenversicherungsbeiträge. Ein Eilegeve.rtrag besteht

'2wischen.. den .Ehegatten .nicht„ Die. Versorgungswerwaltung ’

lehnte die im Februar 1975 .heantragte Erhöhung der.Pflege-
zulagé ab„„da„der Umfang der pflegerischen Tätigkeit mu.„„
keiner aüßergewöhnlichen finanziellen Belastung der Fami-

liengeme.inschaft geführt hab.e (Bescheid vom 2. Juni 1975,
Widerspruchsbescheid vom 9. März 1979).

Das Sozialgericht (SG) hat den Beklagten verurteilt, den

Antrag des Klägers unter Beachtung der Rechtsauffassung

des Gerichts erneut zu bescheiden; es entsprach jed00■if
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darüber hinaus dem. Begehr.en,
.....

bereits vom.Januar 1970 an ent—
sprechende Leistungen

zu.
gewähren, nicht..Das .Landessozial-

gericht (LSG) hat auf. die Berufung. d.es Beklagten. das.. Ur.t.eil
des SG aufgehoben und die. Klage. abgewiesen Es hat. ua ausge—
führt° Eine auß.ergewöhnliche. finanzi.elle„ Belastung der Fami—

liengemeinschaft.‚. die gemäß der.. Verwaltungsvorschr1ft (VV)

Nr*3 Satz 2 zu .5 55. BVG eine. .angemessene .Erhöhung.der Pfl.eg.e—

zulage rechtfertige., be.$tehé.. .nicht.. Die Ehefrau ‚des. .Klägers

wäre auch ohne. Lie pfl.egerische Tä.tigke.it nicht mehr berufs.—

tätig geworden.. .Selbst. wenn. der.Belastungsgrad .der Pflege
einem regelmäBigen .Arbeitsverhältni.s. .entspräche‚.reich.e dies.

'zur ausnahmsweisen. Erhöhung der P£l.egezulage nicht aus. Di.e

vom Kläger für seine Ehefrau entrichteten freiwilligen Renten-

'versicherungsbeiträge seien mit der gewährten Pflegezulage

pau.schal abgegolten. ' ' ”' '

Mit der zugelassenen Revision. rügt .der Kl.äger die. Verl.e.tzung.

des 5 35 Abs 1 le.tzter Satz. BVG..SOWie. d.es Art. } Grundge.set.z
.

(GG). Bei der Auslegung des. .G.esetzes.—.
so. .meint. der .Kläger -

sei von 5 55 Abs 1 Satz 2. .BVGauszugehen .Danach seien al„s. Be-

'messungskriterien für die Höhe. .der .P.fl.egezulage. al.le £ür die

Pflege notwendigen. Aufwendungen. au.ch. .n1ch.t.-finanzieller .Art.‚.

so etWa jeg.liche Le.istuhg und Tat1gkeit zu. .b.eachten. Der Ge—.

setzesbegrif£. der "£remden Wartung. .und Pflege". .in 5 55 Abs 1_
letzter Satz BVG sei. ebenso. wie. der .in 5 55 Ab.s.1. S.atz 1 BVG
enthaltene Begriff "fremde Hilfe". zu.interpretieren. Die

finanziellen. Belastungen d.er. Femiliengemeinschaft seien..keine
‘Anspruchsvorauss.et.zung. Der .Gleichbehandlungegrundsatz. des.

Art 3 GGsei verletzt, ..danach. der. VV..Nr.5.zu @55 BVG.die
Pflegefälle unterschiedlich zu behandeln.seien, je.nachdem

die Pflege von fremden Pflegekräften oder von der Ehefrau
wahrgenommenWWErde;

Der Kläger-beantragt;

"das Urteil des LSGaufzuheben und die Berufung
des Beklagten gegen das Urteil des SG zurück-

zuweisen.

.Der Beklagte beantragt,

die Rerision4zurüekzuweisen.
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.

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg.

Das LSG hat zu.Recht ein Sachurteil erlassen. Die Berufung.

war nicht nach 9 148„Hr„5„Sozialgerichtsgesetz (SGG).aus-

8930h10339n3.denn sie betraf keine Neufeststellung„des Ane„
spru0hes auf Pflegezulage wegen einer.nachträglichen Ände—.„
rung der tatsächlichen.Verhältnisse.oder der Rechtslage, die
für die vorausgegaagenee„rechtsverbindlichen‚Entscheidungen

über die Pauschale:der.3.tufe v und neuerdings. VI. nach 535
Abs 1 Satz 1 und 2 BVG (idF der Anpassungsgesetze -Anp-KOV-‚
ab 1970 idF des Gesetzes vom 26. Januar 1970 - BGBl I 121—)
maßgebend gewesen waren. Vielmehr begehrt der Kläger eine

angemessene Erhöhung der Pflegezulage darüber hihaus nach

dem andersartigen rechtlichen Bemessungsmaßstab des 5 35

Abs 1 Satz 5 BVG (in der seit dem 1. Neuordnungsgesetz -NOGJ

vom 27. Juni 1960 — BGBl I h53 - geltenden Fassung). In '

solchen Fällen ist die Berufung nicht nach 5 148 Nr 3 SGG
unzulääsig (für Veröffentlichung vorgesehenes Urteil des

erkennenden Senats vom 29. Oktober 1980 - 9 RV 6/80 —).

Die auf diese Leistung gerichtete Klage hat das LSG zutref-

fand abgewiesen. ‘

Nach’ä 55 Abs.1 Satzf5 BVG "kann" der Betrag der Pflegezu—

lage, der nach den Sätzen 1.bis.h pauschal festgesetzt wer—£
den ist“, "angemessen erhöht werden“., £alls ihn. ."die Aufwen-‚

dungen für fremde Wartung und Pflege" übersteigen. Diese
Leistung ist 1ns.Enmesßen.„der. Verwaltung-gestellt .(BSGE. 36,

292= SozR Nr 21. zu & 35 BVG). Indes h%hen.die Geric.hte
nicht nur nach.. .Rechtemaßstäben. zu. kontrollieren, .ob .die

Verwaltung die Erhöhung "angemes.s.en".£estgel.egt .hat (BSGE

36, 292 f), sondern ‚auch‚schon als R.e.chtsvoraussetzung in
vollem Umfang.zu prü£eß‚ .ob bestimmte. Umstände als di.e

Pauschale überste1gende ."Aufwendungen .für .fremde
Wartung

und Pflege" im Sinn. .dies.er Vorschrift zu werten sind Der

Beklagte hat im Fall des Klägers s.ol.che Mehraufwandungen
zutreffend vernéint..

_ 5 -
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Was die Ehefrau .des. Klägers .b1.she.r .für .den Schwerstbeschädigten
tat3ächlich an. kräfteverzehrenden Hilfeleistungen erbracht hat,

läßt sich dem Tatbestand "ubersteigender Aufwendungen . . ."

nicht unterordnén. .Zur..Begründung einer nach. 5 35 Abs 1 Satz 5
BVG erhöhten Pflegezulage .kommen regelmäßig. .allein finanzielle

Aufwendungen in Betracht. und. zwar Au8gaben, die dem Berech-

tigten durch b.ezahlté. Hi.lfsdi.enste. ander.er Personen entstehen.

Solche Auslagen ..sind dem.Kläger nach .den..n1cht .angegriffenen

und daher verbindli.chen Feststellungen des LSG (5 165 SGG) je—

doch nicht erwachsen...Der.Kläger behauptet auch nicht mit der
Revision eine solche geldliche Last.

.

-Nech Nr 4 Satz 1 der VV zu. 5 55 BVGkenn. 1m allgemeinen die
Pfle$ezulage nur dann nach 9 55 Abs 1 Satz 5 BVG erhöht werden,

wenn eine Pflegekreft. zu bezahlen ist.„ Diese. Verwaltungsweisung,

die lediglich eine. Gesetzesvors.chrift. .auslegt. und. erläutert,

also nicht einen Erme.ssensspielraum für die. .Ve.rweltungsp.raxis

ausgestaltet (@ 54 Abs..2. Sa.tL.2 ..SGG),.h1ndet. .d1e Gericht.e zwar
nicht. Sie ist bloß. zu

.beachtén.,. soweit.sie .mit d.em Gesetz .über-

einstimmt (BSGSoZRNr 18 zu. 5 35 BVG;3100 5 35 Nr 8 s 27f;
für andere Vorschriften.. 23: BSGE 55, 175, 174: SozR Nr 1 zu
5 37 BVG). Naßéebend für die. .geri.chtliche .Kontrolle. des V.erwal-

tung8handel■s (@ 5h Abs 1 und 2. .SGG) ist. allein das Gesetz
(Art 20 Abs 5 GG) .Eihe. widerspruchsfreie Au81egung des & 35
Abs 1 BVGbestätigt aber.,. daß A.die Verwaltung .die.. .nach S.etz 5

zu erhöhende Pflegezulage.mit Recht
von besonderen Geldaufwen-

dungen abhängig :uecht.. (vgl dazu. Brookmahn,. Versergungsbe.amter

1968 95). Allerdings können solche Auslagen auch entstehen,
falls ein Femil1enangehöriger den Beschädigten. pflegt

Schon die Grundvoraussetzung .für alle- .Stnfen. der. Pflegezulage,

eine Hilflosigkeit. is.. .des .5 55. Abs .1.Satz 1 BVG,. .dh ein. .Ange—

wiesensein auf fremde ‚Hilfe, .1.Rt ..nech .allgemeinen.. MRBstäben

für alle Beschädigten unabhängig von. .ihren Familienstand
zu

beurteilen (BSGE20, 205= SozR Nr 14„zu..5 55 BVG;BSGE
55.

151,
1331'= SozR Nr 49 zu 5 30 BVG; SozR 3610.5 2 Nr .1 s 7) Die ge—
botenén Hilfeleistungen. .dureh.den. Ehegatt.en.,. .der .zur.

ehelich.en

Lebehsgemeinschaft .und..damit.. zum.Beistand.bei gesundheitlichen

Störungen verpflichtet ist (Wacke in: Münchener Kommentar zum
Bürgerlichen Gesetzbuch, Bd 5, 1978, 5 1555, Rn 5 ugdä26),f
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schließt dié$en„iathestand;nichx„ausi Wenndie gesundheitli—
chen Ausfälle ein dauerndes Krankenlager oder eine.außerge-

_
wöhnliche Pflege bedingen (BSG,SOZR.Nr.15 zu_5 35 BVG), be—
steht nach 5 55 Abs.1 Satz 2 BVG ein Rechtsanspruch auf eine

Erhöhung (BSGE41, 218„21 „ff = SozR‚51005.55 Nr 5), die
den “erforderlichen Aufwendungen" entspricht. Als Maßstab

soll nach Satz 2 der Nr 3 der VV zu 5 35 BVGbei einer V
Pflege durch Familienangehörige.dercKostenaufwand dienen,

der für eine bezahlte Pflegeperson‚entstände. Das ist in-

dessen bloß ein Anhalt für eine der beiden Leistungsvoraus—

setzungen. Hingegen wird die in diesem Fall nach Stufen ge-.

staffelte Pflegezulage ebenso wie diejenige der Stufe I nach
Satz 1 pauschaliert bemessen. Sie ist von bestimmten tatsäch-

lichen Geldausgaben unabhängig. Zahlungen sind auch in der

Regel bei der Hilfeleistung durch Familienangehörige nicht
in nennenswerter Höhe zu leisten. Ob und in welcher Höhe

durch eine solche Pflege nebenher tatsächlich Kosten anfal-

len, zB durch eine freiwillige Rentenversicherung für die

unentgeltlich tätige Pflegerin (vgl zur Beitragsnachent-

richtung: BSG SozR 3A05 Art 2 Nr 1 und 2), ist unerheblich.

Diese Pauschale gleicht auch gerade die besonderen tatsäch-

lichen Pflegeaufwendungen aus, die der Ehegatte eines Hilfs-

bedürftigen über das übliche Maß des gegenseitigen.Beistan-
des hinaus leistet. Damit ist ebenfalls ein.Ausfall an Ein—

kommen, das die Ehefrau ohne diese Bindung durch eigene Er-

werbstätigkeit erzielen könnte, abgegolten- Andererseits &

brauchen besondere Geldaufwendungen für die Pflege durch

die Ehefrau in diesen Fällen nicht im einzelnen nachge-

wiesen zu werden;“ ' ‘

Ob die Höchststufe der Pflegezulage (jetzt: Stufe VI) auch

‘für die Pflege von Beschädigten mit dehreren schwersten
Gesundheitsstörungen, wie.sie hier gegeben sind, ausreicht,

ist in das sozialpolitische Ermessen des Gesetzgebers ge-

stellt (zB BVerfGE 55, 114, 127, 129).

Anders ist es im Fall des 5 55 Abs 1 Satz 5 BVG. Die Er-

höhung nach dieser Vorschrift setzt gerade ausdrücklich

Voraus, daß die "Aufwendungen für fremde Wartung und Pflege",

die auch solche für einen Familienangehörigen sein können,

- 7 -
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den pauschalierten. B.e.trag der .Pflegeznlage. übersteigen,..
.der

nach üblichen Pflegekosten fiktiv.. .bemessen.. ist. Bei ."Aufwen—

dungen" dieser Art kann. .es
sich. allein um Geldausgaben han—

déln; denn sonst wä.re ein. Vergleich..mit. den.. Geldbeträg.en der

pauschalierten. Pfleg.ezulage (5 35.Abs 1.Sätze 1 bis 4 BVG),
insbesondere mit.‘de„r.höchsten. VS.tufe, ..nicht. mögl.ich.. .Bei einem.

Vergleich, wie er hier gesetzlich. vong.eschri.eben .ist, sind

verg1eiehbare Größen. einander gegenüberzustellen. Ob "Aufwen-

dungen für. fremde Wartung und. Pflege" Lie.nicht finanzi.eller
Art sind, die Pauschhéträge “übers.t.eigen“, so daß sie nach

9 55 Abs 1 Satz 5 BIG zu erse.tzen. wären, ließe sich aber. nicht
direkt durch einen Zahlenvergléich. .feststellen. Da das G.esetz

als den e.inen der be.i.den Vergleichsfektoren.n1cht den Wert .de.r

Pflegelei$tungen‚ sondern den "B.etrag. .der. Pflegezulag.e" fest—

gelegt hat, kann auch auf der anderen
Seite nicht berücksich—

tigt werden, wie übermäßige tatsächliche Pflegeaufwendungen in

Geld zu bewerten wären.

Diese Auslegung des 5 35 Abs 1 Satz 5 BVG.wird durch.die Ent-
'stehung_sgeschichte .bestäti.gt. Diese. Neur.egelung eines Ausnahme-
tetbestandes durch das 1.. NOG geht .auf eine Anregung. .des Aus-

schusses für Arbeit und. So.zialpolitik und des Recht.sausschusses

des Bundesrates zurück. Der .Re.gierungs.entwurf (BT- Druc.ks III/

1293) sollte. wie fo.lgt.. ergänzt.werdenz "BeL nachgewiesenen ’
Mehrkosten für ein.. erhöhtes.Pflegebedürin15 ist in be.sonderen
Fällen eine Z.ulage. in..angemessener .Höhe.. .zu g.ewähren" (BR—Drucks

192/1/59, S 29).. Dem.schloß sich.. der. Bundesrat. in seinem. Antrag

an (BR-Drucks 192/.59—Beschluß—‚ S .9). Damit. war. klarges.tellt‚
daß ent3prechend auszugleichende. "Me.hrkost.en.". tatsächlich ent-
standen sein müssen. Di.e. .etwas. ande.ns .formulierte Gesetzesfas—

sung, die der Bundestags-Auesehuß. £ür.. Kriegsepfer— und He.im-.

kehrerfragen auf.. Anregung. ..der SPD-.Fraktionn (BT- Drucks
III/1262) vorschlug .(Schriftl Bericht .der Abge.ordneten Bals

und Maurer — BT—Drucks III/1825 —, S 8, zu 5 35, S 26) und

die der Bundestag.sodann_beschloß„(11h..Bundesta33-Sitzung.

vom18. Mai 1960.- .s.6494(c.) -.; BRDrucks 141/60), weicht.
nicht inhaltlich von jenem Antrag .ab. Geseti. wurde mithin, daß

die entsprechend wirkenden Aufwendungen den "Betrag" der ge-

staffelten Pflegezulage übersteigen, also in Ge1d_entstanden.

sein müssen.
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Die Regelung des 5 35 Abs 1 Satz 1 BVG in der Auslegung,

wie sie der Senat für zutreffend hält, ist nicht verfas-

sungswidrig.

_Insbesondere verletzt sie nicht Art 6 Abs.1 GG, wonach Ehe

rund.Familie unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ord—

nung stehen. Die.Revision.sieht einen Verstoß gegen diese

Schutzvorschrift darin, daß eine ungewöhnliche Pflegeleistung

für den kriegsbeschädigten Ehepartner ohne finanziellen Aus—
gleich bleibe, andererseits aber der gleiche Wartungsaufwand

‚durch eine Pflegekraft, die nicht mit dem Beschädigten ver-
heiratet ist, nach 5 35 Abs 1 Satz 5 BVG ersetzt werden könne.
Durch diese Regelung — so.die Revision - könnte der Beschädig-

te veranlaßt und genötigt sein, sich scheiden zu lassen. Er

hätte sich dann —.unter Umständen durch seine geschiedene

Frau - gegen eine ArbeitSVergütung pflegen zu lassen. Die

Folge des Gesetzes könnte nach Auffassung der Revision wie

eine "Bestrafung" der ehelichen Treue wirken. Indes greifen

diese Bedenken nicht durch. Wohl verpflichtet der Schutzgedan-

ke des Art 6 Abs 1 GG die Staatsgewalt, die Ehe sowohl im

immateriell—persönlichen wie im materiell—wirtschaftlichen

Bereich als eigenständig zu respektieren (BVerfGE 55, 236,
238) und darüber hinaus zu fördern und damit unter anderem

den wirtschaftlichen Zusammenhalt zu stärken (BVerfGE 40,

121, 132; 55, 114, 126f). Jedoch ist aus Mitteln der Allge—
meinheit nicht jegliche besondere und typische Belastung der

Ehe so weitgehend auszugleichen, daß kein Unterschied mehr

zur ähnlichen nichtehelichen Rechtsbeziehung verbleibt
(BVerfGE 40, 121, 132; 43, 108, 121; 55, 114, 127). Zu be-
denken ist, daß der Staat auch in den Pflegefällen wie dem

hier gegebenen eine beträchtliche Pauschale gewährt, die in

der höchsten Stufe, um die es hier geht,
vom Gesetzgeber als

noch ausreichender Ausgleich im Sinne der sozialen Entschädi—

gung (5 5 Sozialgesetzbuch —Allgemeiner Teil —) gewertet
werden konnte.

Im einzelnen stellt sich der wirtschaftliche Vergleich zwi—

schen den beiden Fallgruppen wie folgt dar:

Der Aufwand bei der Pflege durch einen Familienangehörigen,

der kein Arbeitsentgelt dafür erhält, läßt sich gar nicht in

Geldeswert bemessen. Er wird indessen zugunsten des Beschä—

digten auch insoweit ausgeglichen, als ihn diese Hilfe nichts
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oder weniger als die Höhe der pauschalierten Pflegezulage

kostet; Das_liegt.genade im Wesender nach 5 35 Abs 1 Sätze 1
bis 4 BVG bemessenen.ßeträge, die sich an typischen Verhält-

nissen orientieren und.keinen.Nachweis.entsprechender Geldauf—
wendungen erfordern. Die unte.rschiedlichen Belas.tungen der

einzelnen Pflegegruppen werden_ innerhalb der verschiedenen

Stufen der Pauschbeträge genügend berücksichtigt.

Dem Beschädigten.entstehen auch keine Kosten.für eihe.soziale

-Sicherung seines pflegenden-Ehegatten über den Betrag der
generalisierten.Beträge„hinans. Für die Wechselfälle‚ für die

die Sozialversicherung„versorgt,.sieht.das„BVG ausreichende

Versorgung51eistungen ohne die.Entrichtung von Beiträgen vor.

Bei einer Krankheit wird.eine.Krenkenbehandlung, die nicht

entsprechend durch die.SoZialversichgrnng oder anderweitig

gesetzlich sichergestellt ist, auf Kosten der Kriegsepferver-

sorgung gewährt (5 10 Abs 4 Satz 1 Buchstaben a und b, Abs 7
BVG). Dem pflegenden Ehegatten kann.eine.Badekur gewährt wer-
den, um seine Fähigkeit zur Pflege zu erhalten (@ 12 Abs 3_
Satz 1 BVG idF des 10. Aan—KOV vom 10. August 1978 - BGBl I
1217). Diese Leistung„ist_genade„Wegen.der außergewöhnlichen.

gesundheitlichen Belastungen solcher Personen.eingeführt wor—
den (BT-Drucks 8/1755,.Begründung zu Art I Nr 2). Nach.dém Tod
des Beschädigten kommt einé.Badekur.während eines Zeitraumes..

von fünf Jahren in....Betnacht(& 12 Abs 5 Satz 2 und 3 BVGnF.).
Falls der Schwerbeschädigte.an den Eolgen der Schädigung ver-

stirbt, erhält seine. Ehefrau.eine Witwenrente.(@58 Abs 1 BVG),
anderenfalls.mit Rücksicht auf den.P£legezulagenanspruch im

Zeitpunkt des Todes eine„Witwenbeihilfe‚ die ebenso hoch ist,

wie die Volle Witwenrente (@ 48 Abs 1 und 2 ING). In

beiden Fällen wird der Schadénsausgleich, der nicht mehr.in

der Höhe nach oben begrenzt ist (@ 40a Abs 1 Satz 1 BVG idF

des 10 Aan-KOV), für die. Witwe, de.ren Ehemann zuletzt eine

Pflegezulage mindestens nach Stufe III erhielt, nach dem
Vergleichseinkbmmen.in„der_Besoldungsgruppe A 1h Bundesbesol-

dungsgesetz bemessen‚_sofern dies günstiger ist als die Ein-

stufung nach den.individuellen.beruflichen Verhältnissen des
Verstorbenen (5 40a Abs 5 BVG idF des 8.. Aan- KGV vom 14 Juni
1976 — BGBl I 1481 -). Ein Anspruch auf Kränkenbehandlung fäl.lt

auch bei der Witwenversorgung an (@ 10 Abs & Satz 1 Buchst c
BVG). Alle diese Versorgungsleistungen erhält die Ehefrau oder
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die Witwe, ohne daß die.pauschalierte Pflegezulage durch
Beitragsabzüge geschmälert werden wäre.

Völlig anders ist die wirtschaftliche Lage des Beschädig—
“ten; falls er sich durch.eine bezahlte Kraft pflegen läßt
und die ihm dadurch entstandenen Kosten nach 5 35 Abs 1
Satz 5 BVG ersetzt bekommt. Ihm steht dann die pauscha—
lierte Pflegezulage nicht mehr als Nettofamilieneinkom—
men zur Verfügung, wie wenn ihn seine Ehefrau.ohne Are

beitsentgelt pflegti.nie sachlichen, insbesondere wirt—
schaftlichen Unterschiede rechtfertigen es, die nach

dieser Sonderregelung zu ersetzenden Aufwendungen auf

solche finanzieller Art
zu beschränken.

Die Begrenzung des 5 35 Abs 1 Satz 5 BVG auf den Ersatz
von finanziellen Aufwendungen verstößt auch nicht gegen

den Gleichbehandlungsgrundsatz des Art 3 GG. Dieser Ver—
fassungsgrundsatz verbietet dem Gesetzgeber, wesentlich
gleiche Tatbestände willkürlich ungleich und wesentlich

ungleiche gleich zu behandeln (ständige Rechtsprechung

des Bundesverfassungsgerichts und des BSG, zB BVerfGE

55, 11a, 128). Wie sich aus dem vorausgehenden Vergleich

ergibt, ist eine Pflege durch einen Familienangehörigen

ohne Arbeitsvergütung.tatsächlich wesentlich unterschie—

den von der Pflege durch eine Arbeitskraft, wie sie in

5 35 Abs 1 Satz 5 BVG geregelt ist.\

Der Kläger kann eine nach 5 35 Abs 1 Satz 5 BVGerhöhte
Pflegezülage auch nicht nach Satz 2 der Nr 4 der VV
geltend machen. Nach dieser Vorschrift soll ausnahmsweise
eine'Wartung‚undinlege„dur h die.Ehefrau genügen, falls

deren Tätigkeit die Eamiliengemeinschaft außergewöhnlich
finanziell belastet und dies durch die gewährte Pflege-

zulage nicht ausgeglichen wird. Ob diese Regelung mit

dem Gesetz vereinbar ist, kann dahingestellt bleiben.
Jedenfalls ist der einzig dafür in Betracht kommende

'Tatbestand nach der verbindlichen Entscheidung des LSG
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nicht gegeben; die Ehefrau hat nicht etwa wegen der Kriegsbe—

schädigung des Klägers eine besonders gut bezahlte Erwerbs-

tätigkeit aufgegeben.

Nach alledem muß.das„Berufungsurteil.bestätigt werden.

Die Kostenentscheidung beruht.auf @195 SGG.
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